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Fall zur Eigenhaftung der EU wegen Unionsrechtsverletzung
M ist seit einigen Jahren Mitarbeiter der Europäischen Kommission. Nun nimmt er an einem internen Auswahlverfahren zur Verbeamtung von Bediensteten teil. Im Frühjahr 2016 teilt man ihm mit, dass er die schriftlichen Prüfungen bestanden habe. Zugleich wird er zur mündlichen Prüfung am 27. April 2016 geladen. Anfang April erleidet M einen schweren Verkehrsunfall, der eine erhebliche und langanhaltende medikamentöse Behandlung nach sich zieht. Infolge dieser Behandlung erreicht M bei der mündlichen Prüfung nicht die erforderliche Punktzahl, um verbeamtet zu werden.
   M beantragt deshalb am 25. Mai 2016, die Prüfung wiederholen zu dürfen. Er verweist dabei auf die ermüdenden Nebenwirkungen der für ihn erforderlichen Medikamente. Der Prüfungsausschuss lehnt seinen Antrag aber wegen des Gleichbehandlungsgebotes hinsichtlich aller Prüfungskandidaten ab. Zudem habe M ja die Möglichkeit gehabt, die Verschiebung seiner mündlichen Prüfung zu beantragen.

   Rund einen Monat später, am 23. Juni 2016, trägt M seinen Fall dem Bürgerbeauftragten vor und legt Beschwerde gegen die Entscheidung des Prüfungsausschusses ein. Der Bürgerbeauftragte teilt M am 22. Juli 2016 mit, dass der Fall geprüft werde. Er weist den M dabei aber nicht auf die Möglichkeit hin, weitere Rechtsmittel einzulegen. Erst mehr als ein Jahr später, am 21. Oktober 2017, geht M die Entscheidung des Bürgerbeauftragten zu. Ihm wird mitgeteilt, der Prüfungsausschuss habe durch seine Ablehnung des Antrages, eine Wiederholungsprüfung zu gewähren, nicht gegen Vorschriften verstoßen.

   M glaubt, der Bürgerbeauftragte habe die ihm obliegenden Beratungs- und Informationspflichten verletzt. Um seine Ansprüche nicht zu verlieren, habe der Beauftragte ihn rechtzeitig auf weitere Rechtsmittel hinweisen müssen. Nun sei es wegen Ablaufs der Klagefrist zu spät, um gegen die Ablehnung seines Antrages gerichtlich vorgehen zu können.

   M reicht deshalb eine Haftungsklage beim EuG ein. Er beantragt die Verurteilung des Bürgerbeauftragten auf Zahlung von Schadensersatz in Höhe von 2,5 Millionen Euro; diesen Betrag hätte M als Beamter bis zum Beginn seiner Pensionierung erhalten. Hat die Klage Aussicht auf Erfolg?
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